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Deutschland

H O L O C A U S T - V E R F A H R E N

Beamter im Visier

Parallel zum Münchner Gerichtsver-
fahren gegen den mutmaßlichen 

SS-Gehilfen John Demjanjuk bahnt sich
womöglich ein weiterer spektakulärer
Holocaust-Prozess an. Die Zentrale Stelle
der Landesjustizverwaltungen zur Auf-
klärung nationalsozialistischer Verbre-
chen in Ludwigsburg hat ihre Vorermitt-
lungen gegen Samuel K. abgeschlossen
und einen 80 Seiten starken Bericht er-
stellt. Sie gibt dieser Tage das Verfahren
an die Staatsanwaltschaft Dortmund ab,
die bald Anklage erheben könnte. Der
88-jährige K. soll zwischen Ende Novem-
ber 1941 und Frühjahr 1943 als Aufseher
im Vernichtungslager Belzec an der Er-
mordung von mindestens 430000 Juden
mitgewirkt haben. Als Zugwachmann mit
der Erkennungsnummer 213 durfte der
Volksdeutsche wohl eine Pistole tragen
und Untergebene befehligen. Ein ehema-
liger, mittlerweile verstorbener Kamerad
hat ausgesagt, dass K. außerdem selbst
Juden erschossen hat, einmal Angehörige
eines Arbeitskommandos und einmal
Häftlinge nach einem Fluchtversuch. Ein

Überlebender von Belzec nannte ihn laut
Ermittlungsbericht „einen der größten
Mörder“ im Lager. K. lebt als Ruhe-
standsbeamter in der Nähe von Bonn,
zuvor arbeitete er als Amtsgehilfe im
dortigen Bundesministerium für Raum-
ordnung und Städtebau. Geboren wurde
er 1921 in der damaligen Sowjetunion, 
in deutsche Dienste trat er als gefangener
Sowjetsoldat im Sommer 1941. Drei Jahre
später erhielt er die deutsche Staatsbür-
gerschaft. Obwohl K. in der Vergangen-
heit mehrfach als Zeuge in anderen Ver-
fahren aussagte, geriet er selbst nie ins
Visier der Justiz. Erst zum Demjanjuk-
Prozess tauchte sein Name wieder auf,
im vergangenen Sommer vernahmen ihn
Beamte des Bayerischen Landeskriminal-
amts (SPIEGEL 45/2009). In der Folge
trug eine Ludwigsburger Ermittlerin be-
lastendes Material zusammen, vor allem
Dokumente, die das US-Justizministe-
rium in osteuropäischen Archiven gesam-
melt hatte. 

I N T E R N E T

SPD plant Online-
Offensive

Sozialdemokraten wollen künftig stär-
ker um die Wähler der Piratenpartei

werben. „Die SPD hat den großen Feh-
ler gemacht, die Diskussion um Inter-
netsperren zu verschlafen und eine dezi-
diert gegen die Online-Generation ge-
richtete Position beschlossen“, kritisiert
Björn Böhning, Sprecher der Parteilin-
ken. Gemeinsam mit einem
Vertreter der Bundestags-
fraktion soll er künftig die
Arbeit eines Gesprächs-
kreises Netzpolitik inner-
halb der Medienkommis-
sion beim Parteivorstand
koordinieren. Der Kreis
soll die Arbeit des Online-
Beirats fortführen, der sich
vor der Bundestagswahl
aus Protest gegen die Zu-
stimmung der SPD zum
Netzsperren-Gesetz aufge-
löst hatte. Wie im Beirat
sollen laut Böhning beim
Gesprächskreis Netzpoli-
tik wieder Szenegrößen

wie der Blogger Sascha Lobo vertreten
sein. Das Gremium dürfe nicht nur be-
ratende Funktion haben, sondern eigen-
ständig Positionen entwickeln und
veröffentlichen können. „Die SPD hat 
in den vergangenen Jahren die Logiken
des Internets nicht verstanden“, sagt
Böhning. Dabei gehe es nicht nur um
den „Fehler, dass wir die rechtlichen
Regeln der Offline-Welt einfach auf die
Online-Welt übertragen wollten“. Es
handle sich auch um ein kulturelles 
Problem: Die „Diskursfähigkeit“ der
Partei sei „generell unterentwickelt“.

I N T E G R A T I O N

„Akt der Hilflosigkeit“

Die Forderung der Integrationsbe-
auftragten Maria Böhmer (CDU),

deutlich mehr Migranten im Öffentli-
chen Dienst zu beschäftigen, stößt bei
den Ländern auf Unverständnis. „Im-
mer wenn einem nichts einfällt, fordert
man eine Quote“, kritisiert der Bezirks-
bürgermeister von Berlin-Neukölln
Heinz Buschkowsky (SPD) diesen „Akt
der Hilflosigkeit“. In seinem Bezirksamt
hätten zwar 40 Prozent der Auszubil-
denden einen Migrationshintergrund,

aber „übernehmen werden wir dank
des Berliner Einstellungsstopps wahr-
scheinlich keinen“, erklärt Buschkow-
sky. Nordrhein-Westfalens Integrations-
minister Armin Laschet (CDU) hält
Böhmers Vorstoß für „schlichtweg
unrealistisch“ angesichts des Personal-
abbaus und der wenigen Neueinstellun-
gen. Zudem interessierten sich die Zu-
gewanderten offenbar kaum für Jobs in
der Verwaltung: „Nur 13 Prozent der
Abiturienten haben einen Migrations-
hintergrund“, sagt Laschet, „und wer es
so weit geschafft hat, der will Karriere
machen – aber nicht im Amt.“ In der
Verwaltung des Stadtstaates Bremen ist

der Anteil der Auszu-
bildenden mit Migra-
tionshintergrund sogar
von 21 Prozent (2004)
auf 16 Prozent (2009)
gesunken. Der Senat
hat deshalb eine Aus-
bildungskampagne ge-
startet, mit Broschüren
auf Russisch und Tür-
kisch. Laut Statisti-
schem Bundesamt
haben rund vier Pro-
zent der Beamten in
Deutschland einen Mi-
grationshintergrund.

K. (Kreis) in Belzec, um 1942
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Anhänger der Piratenpartei
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